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Eine Woche protestieren

Aufklärung des G-20-Einsatzes verlangt

Aktivisten bereiten das »War starts here«-Camp vor. Ihre Themen reichen vom Hunger als 
Waffe bis zum Eindringen der Rechten in die Friedensbewegung. Von Susan Bonath

Diskussionsveranstaltung von ATTAC in Frankfurt am Main zu Provokationen der Polizei

Das Programm für das dies-
jährige Antikriegscamp »War 
starts here« (Der Krieg be-

ginnt hier) in der Colbitz-Letzlinger 
Heide steht. »Eine Woche lang werden 
linke Gruppen und Friedensbündnisse 
aus ganz Deutschland weiter an einer 
gemeinsamen Perspektive arbeiten«, 
sagte Mitorganisatorin Karin Andrea 
im Gespräch mit junge Welt. Geplant 
seien Workshops, Diskussionsrun-
den und Aktionen. Das Camp startet 
am 31. Juli im Altmarkdorf Potzehne 
bei Letzlingen (Sachsen-Anhalt). In 
unmittelbarer Nähe befindet sich der 
232 Quadratkilometer große Truppen-
übungsplatz des Gefechtsübungszen-
trums (GÜZ) Altmark.

Das GÜZ gilt als modernstes Mili-
tärzentrum Europas. Ausgestattet und 
ausgerüstet wird es vom Düsseldorfer 
Rüstungsunternehmen Rheinmetall. 
Der Konzern beteiligt sich auch an 
der Ausbildung der Soldaten für Aus-
landseinsätze. Auf dem Übungsplatz 
entsteht die Geistermetropole Schnög-
gersburg. Ab 2018 sollen dort deutsche 
und NATO-Truppen auf Kriegseinsät-
ze in Großstädten vorbereitet werden 
(jW berichtete). Aktuell rechnet der 
Bund mit Kosten von 140  Millionen 
Euro für Schnöggersburg.

Die Bundeswehr bereite dort An-
griffskriege in aller Welt vor, bei de-
nen es um ökonomische Interessen 
und Machtkämpfe gehe, kritisierte 
Karin Andrea. Ein Vortrag im Camp 
soll über internationale Zusammen-
hänge aufklären. »Da ist mehr Wissen 
nötig«, so Andrea. Doch viele linke 
Gruppen und Organisationen, die 
Geflüchtete unterstützten, würden 
die Entwicklungen nur unzureichend 
verfolgen. Deshalb arbeite man jetzt 
daran, antimilitaristische und antiras-
sistische Bewegungen zu vereinen.

Ein weiterer Vortrag soll sich mit 
der Friedensbewegung selbst befassen. 
Diese versuchten Rechtspopulisten 
seit einigen Jahren verstärkt zu unter-

wandern. »Sie bringen so geschickt 
ihre Ideologien unter, dass es vielen 
nicht oder erst spät auffällt«, mahnte 
Andrea. Sie verwies auf eine gemein-
same Erklärung der Camporganisato-
ren. Rechte oder sogar neofaschisti-
sche Gruppen meinten zum Beispiel, 
ein starker, »souveräner« Staat solle 
den Frieden für eine ethnisch definier-
te »Volksgemeinschaft« garantieren, 
erläutern die Aktivisten darin. An den 
Ausbeutungs- und Herrschaftsverhält-
nissen rüttelten sie dabei aber nicht. 
»Sie fordern eine nationalistische Po-
litik der Ausgrenzung, die sich an ras-
sistischen Vorstellungen oder einem 
antimuslimisch oder antisemitisch ge-
prägten Weltbild orientiert.«

Das syrisch-europäische Netzwerk 
»15th Garden« wird über »Hunger 

als Waffe« referieren. Blockaden von 
Nahrungsmitteln würden demnach 
zusammen mit Bombardierungen ge-
zielt als Kriegsstrategie eingesetzt. 
Dies sei auch in Syrien geschehen, 
wo das Netzwerk aus diesem Grund 
urbane Landwirtschaftsprojekte un-
terstütze. In weiteren Workshops soll 
es um Atomwaffen in Deutschland 
sowie mögliche Strategien bei Ge-
richtsverfahren gegen Antimilitari-
sten gehen.

Neu sei, sagte Andrea, »dass wir 
spontane Aktionen innerhalb der 
gesamten Woche starten werden«. 
Dabei sei auch ziviler Ungehorsam 
angesagt, etwa eine Besetzung des 
Truppenübungsplatzes. Zum Ende 
des Camps planen die Aktivisten eine 
Demonstration. Sie soll am 5.  Au-

gust um 12.05 Uhr vom Marktplatz 
in Letzlingen starten. »Es geht in 
Richtung Kommandozentrale des 
GÜZ«, sagte Mitorganisator Helmut 
Adolf von der örtlichen Bürgerinitia-
tive »Offene Heide« gegenüber jW. 
Bereits am Vormittag seien mehrere 
Mahnwachen in Letzlingen und ande-
ren Anrainerorten geplant, informier-
te Adolf.

Man rechne mit einem geringeren 
Zulauf beim Camp als in den Vor-
jahren, so Marc Becher von der Po-
lizeidirektion Sachsen-Anhalt Nord. 
Weil es um einen kleineren Einsatz 
gehe, sei diesmal das Polizeirevier 
Salzwedel zuständig, so Becher. Des-
sen Sprecher Frank Semisch wollte 
am Freitag aber noch nicht mit jW 
über Einzelheiten sprechen.

Die Gegenöffentlichkeit soll 
nicht zu groß werden. Die-
sem Zweck diene die der-

zeitige Debatte über linke Gewalt, 
die von Politikern, Medien und Po-
lizei nach den Protesten gegen den 
G- 20-Gipfel befeuert werde. Das sag-
te Dirk Friedrichs, Mitglied des Ko-
ordinierungskreises von ATTAC, am 
Freitag abend in Frankfurt am Main. 
Zur »Rückblende G 20« hatte Fried-
richs in den Club Voltaire geladen. 
Er sehe keinen Grund, sich von der 
Gewalt zu distanzieren, so Friedrichs. 
Das breite Protestbündnis aus linken, 
kirchlichen und gewerkschaftlichen 
Gruppen, dem auch das globalisie-
rungskritische Netzwerk angehörte, 
sei schließlich friedlich geblieben.

Er selbst habe im vor der gro-
ßen Demonstration am 8. Juli – 
76.000  Menschen beteiligten sich 
daran – mit Aktivisten diskutiert, 
die später im sogenannten schwar-
zen Block mitliefen. Dabei sei geklärt 
worden, dass sie mitdemonstrieren, 
aber keine Gewalt anwenden sollen. 
»Das hat sich bewährt, alle haben 

sich daran gehalten«, so Friedrichs. 
»Wir hatten das Gewaltproblem im 
Griff, nur die Polizei nicht.«

In der folgenden Debatte wurde 
auch die Rolle der auf dem G-20-Gip-
fel anwesenden Politiker erörtert. 
Von diesen ginge Gewalt aus, denn 
sie stützten ein Wirtschaftssystem, 
das zu mehr Hunger, Flucht und Um-
weltzerstörung führe, so einer der 
Teilnehmer. Widerstand dagegen sei 
legitim. Der Polizei müsse man vor-
halten, dass sie sich zunehmend dazu 
benutzen lasse, die Regierungsmei-
nung durchzusetzen. Das Versamm-
lungsrecht der Bürger schütze sie hin-
gegen kaum.

Weitgehend einig waren sich die 
Anwesenden darin, dass die Eskala-
tion seit dem Beginn der Protesttage 
von der Polizei provoziert worden sei. 
Die darauf folgende, von konservati-
ven Politikern angestoßene Debatte 
sei gefährlich, zumal die Schuld für 
Gewalt ausschließlich den Linken an-
gehängt werde. So solle berechtigte 
Kritik an der Regierung delegitimiert 
werden.

Der Protest von annähernd 
100.000 Menschen werde überdies 
aus der öffentlichen Wahrnehmung 
verdrängt, sagte Friedrichs. Hambur-
ger hätten überall in der Stadt »No 
G 20«-Aufkleber angebracht. Gegen 
den Gipfel habe es zahlreiche Ak-
tionen gegeben, etwa das Bemalen 
der Fenster der Deutschen Bank mit 
abwaschbaren Kalkfarben – so sollte 
auf die intransparenten Strukturen 
des Finanzinstituts hingewiesen wer-
den – oder die Sitzblockaden, die 
eine Teilnahme von Melania Trump 
am G-20-Programm verhinderten.

Ähnlich aggressiv wie in Ham-
burg sei die Polizei gegen die 
»Blockupy«-Proteste in Frankfurt 
am Main vorgegangen. 2015 war 
gegen die Eröffnung des Hauptsit-
zes der Europäischen Zentralbank 
demonstriert worden. Die Schwelle 
zum Polizeistaat sei niedrig, sagte 
der Frankfurter Dokumentarfilmer 
Martin Keßler, der seit mehr als zehn 
Jahren die Entwicklung der sozialen 
Bewegungen und ihrer Kämpfe in 
seinem Langzeitfilmprojekt »Neue 

Wut« verfolgt. Derzeit plant er ei-
nen neuen Film über die Hamburger 
Proteste unter dem Namen »Reise 
in den Herbst«. Dabei vertritt er die 
These, dass die Politik in der Bun-
desrepublik deutlich nach rechts rük-
ke. Er habe bei der Demonstration 
am 8.  Juli miterleben müssen, wie 
Polizisten mitten in den Protestzug 
stürmten, weil einige Teilnehmer 
sich vermummt hatten. Dies sei aber 
nur eine Ordnungswidrigkeit. Ihn 
selbst, der sichtbar als Pressevertre-
ter gekennzeichnet war, hätten die 
Beamten überrannt.

Die Geschehnisse in Hamburg 
müssten aufgearbeitet werden, sagte 
auch Hans Möller vom Frankfurter 
ATTAC-Koordinierungskreis. Die 
Polizei sei Teil des staatlichen Ge-
waltmonopols, sie müsse deshalb für 
ihre falsche Taktik deutlich kritisiert 
werden. Die Forderung wurde von 
anderen Anwesenden wiederholt. 
Teil der Aufarbeitung müsse auch 
sein, zu untersuchen, aus welchem 
Umfeld sich die Polizei rekrutiere. 
 Gitta Düperthal

Frauke Petry begrüßt 
»Alternative Mitte«
Berlin. Die AfD-Vorsitzende Frau-
ke Petry hat die jüngsten Grün-
dungen von Parteigruppierungen 
unter dem Namen »Alternative 
Mitte« begrüßt. Darin schließen 
sich sogenannte bürgerlich-neoli-
berale Mitglieder zusammen, die 
im Konflikt mit dem völkischen 
Teil der Partei stehen. »Ich freue 
mich, dass diese und andere Ba-
sisinitiativen den realpolitischen 
Mut zeigen, an dem es in weiten 
Teilen der Parteiführung viel zu 
lange gefehlt hat«, sagte Petry 
der Welt am Sonntag. Anfang Juli 
waren in NRW und in Bayern 
Interessengemeinschaften der 
»Alternativen Mitte« entstanden. 
Laut Welt am Sonntag ist in Bay-
ern das AfD-Bundesvorstands-
mitglied Dirk Driesang an der 
Gruppierung beteiligt, in NRW 
der Bundeskonventsvorsitzende 
Berengar Elsner von Gronow. 
 (AFP/jW)

Seehofer nicht gegen 
 Koaltion mit Grünen
Berlin. CSU-Chef Horst See-
hofer will eine Koalition der 
Unionsparteien mit den Grünen 
nach der Bundestatgswahl nicht 
ausschließen. »Natürlich wären 
die Grünen kein angenehmer 
Partner«, so Seehofer. »Aber 
Wahlergebnisse suchen sich ihre 
Koalitionen.« Eine Wiederauf-
lage der großen Koalition will 
der CSU-Vorsitzende vermei-
den. Sie würde der AfD Auf-
trieb verschaffen. 
 (AFP/jW)

Hunderttausende  
bei CSD in Berlin
Berlin. Nach Angaben der Veran-
stalter haben Hunderttausende 
am Berliner Christopher Street 
Day (CSD) am Samstag teilge-
nommen. Es handelte sich um 
die 39. Parade der Schwulen, 
Lesben, Bi-, Trans- und Inter-
sexuellen. Knapp 60 Wagen 
fuhren im Demonstrationszug 
vom Kurfürstendamm zum Ab-
schlussfest am Brandenburger 
Tor mit. Trotz zwischenzeitlich 
starker Regenfälle haben Tau-
sende noch bis in die Nacht 
zum Sonntag hinein gefeiert. 
Für viele war der Beschluss, 
die sogenannte Ehe für alle zu 
ermöglichen, Grund zur Freude. 
Nach 22 Uhr waren vor dem 
Brandenburger Tor noch mehr 
als zehntausend Menschen ver-
sammelt. 
 (dpa/jW)

So könnte es bald wieder aussehen: Dieses Transparent hing am 27. Juli 2013 im Rahmen des »War starts here«-Camps  
in Letzlingen
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Zitat des Tages

Thüringens Ministerpräsident 

Bodo Ramelow (Die Linke) sah 

gegenüber der Deutschen Pres-

seagentur am Sonntag weiteren 

Aufklärungsbedarf über die 

Strukturen der rechten Terror-

gruppe »Nationalsozialistischer 

Untergrund« (NSU)

Ich habe Zweifel, ob 
wir ansatzweise an 

der Wahrheit über das 
rechte Netzwerk und 
die NSU-Helfer dran 

sind.


